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Liebe Leserinnen,
Liebe Leser,

Deckelung des Bonus
für Banker

Die am Mittwoch abge-
stimmte Richtlinie ist eine 
der weltweit strengsten 
Regelungen in Bezug auf 
Bonuszahlungen und sieht
nun die erste Deckelung 
von Bankerboni überhaupt 
vor. Zudem wird sicherge-
stellt, dass Banken auf 
stärkere Kapitalrücklagen 
als vor der Finanzkrise 
zurückgreifen können, um 
in schwierigen Zeiten bes-
ser zurechtzukommen. 
Bargeld-Boni werden auf 
30% der gesamten Bo-
nuszahlungen begrenzt, 
bei besonders großen 
Summen kann dieser aber 
auch bei 20% liegen.  Die 
Auszahlung eines großen 
Anteils aller Boni muss für 
mindestens drei Jahre 
zurückgestellt und kann 
erst wieder eingezogen 
werden, wenn sich Investi-
tionen nicht erwartungs-
gemäß entwickeln. Die 
Einstellung von mindes-
tens 50 % des Gesamtbo-
nus in den Posten "be-
stimmtes Kapital" soll den 
Steuerzahler davor schüt-
zen, dass er der erste 
Leidtragende einer Ban-
kenkrise ist. Damit wurde 

ein wichtiger Punkt zur 
Aufarbeitung der Finanz-
kirse abgearbeitet.

SWIFT: Abstimmung 
über neuen Vorschlag

Vor vier Monaten hat das 
Parlament das SWIFT-
Abkommen mit den USA 
gekippt und seine durch 
den Vertrag von Lissabon 
hinzugewonnenen Kom-
petenzen zum ersten Mal
genutzt. Die Abgeordne-
ten stellten sich gegen ein 
internationales, von den 
Mitgliedstaaten ordnungs-
gemäß ratifiziertes Ab-
kommen. Die neue Versi-
on des Abkommens ent-
hält nun Schutzklauseln, 
wie die Übermittlung der 
Daten nur nach vorheriger 
Zustimmung von Europol. 
Außerdem muss das Da-
tenvolumen so klein wie 
möglich bleiben. Wir ha-
ben durchgesetzt, dass 
der Datenaustausch wirk-
lich notwendig sein und 
überwacht werden muss. 
Im Falle eines Miss-
brauchs haben die Uni-
onsbürger nun auch An-
spruch auf Schadenser-
satz. 
Das Abkommen wird für 
einen Zeitraum von fünf 
Jahren geschlossen. Es 
kann jährlich erneuert und 

nach sechsmonatiger Frist 
gekündigt werden. 
Die Arbeiten an einem 
europäischen Gegenstück 
zum sogenannten "Terro-
rism Finance Tracking 
Programme" (TFTP) sol-
len in den nächsten 12 
Monaten beginnen und 
den Massentransfer von 
Daten in Drittstaaten ver-
hindern, da die EU dann 
selbst die Daten filtern 
könnte und gezielt nur die 
Informationen weiterge-
ben müsste, die sich di-
rekt auf einen Terroris-
mus-Verdacht beziehen. 

Strafen für illegal 
geschlagenes Holz

Bislang haben Sie wenig
Sicherheit, dass Ihre Mö-
bel aus legal gefälltem 
Holz hergestellt wurden. 
Schätzungsweise 20 % 
des auf dem EU-Markt 
gehandelten Holzes 
stammen von illegal ge-
schlagenen Bäumen. Wir 
fordern seit langem, die 
Rechtsvorschriften zu ver-
schärfen. Dies haben wir 
in dieser Woche erreicht:
illegal geschlagenes Holz 
wird mit  einer Geldstrafe 
belegt. Zu den Folgen der 
illegalen Abholzung gehö-
ren Bodenerosion, Erdrut-
sche und der Verlust von 
biologischer Vielfalt. 
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Belgien: Ratsvorsitz 
ohne Regierung 

Belgien übernahm die 
sechsmonatige EU-
Ratspräsidentschaft tur-
nusgemäß am 1. Juli von 
Spanien. Der geschäfts-
führende belgische Pre-
mierminister Yves Leter-
me stellte das Programm 
vor, obwohl die neue Re-
gierung nach den Neu-
wahlen noch nicht be-
stimmt werden konnte. Zu 
den wesentlichen Punkten 
gehören dauerhaftes Wirt-
schaftswachstum, Maß-
nahmen für Umwelt- und 
Klimaschutz, die Verwirk-
lichung einer gemeinsa-
men Asylpolitik, die Ein-
richtung des Europäi-
schen Auswärtigen Diens-
tes und die Umsetzung 
des Vertrages von Lissa-
bon.

Ärgernis der Woche:
Auswärtiger Dienst

Wir wissen weder die Kos-
ten, die Größe noch die 
Aufgaben. Trotzdem ist 
der Gründungsakt des 
Europäischen Auswärti-
gen Diensts (EAD) jetzt 
durchs Parlament. Dieser 
Dienst für die Außenpolitik 
der Europäischen Union 
unter der "Außenministe-
rin" Catherine Ashton wird 

der von den Kompetenzen 
her umfangreichste seiner 
Art in Europa sein. Ge-
genwärtig wird das Ver-
waltungsbudget im Au-
ßenbereich auf jährlich 
400-600 Millionen Euro 
geschätzt. Mit knapp 2000 
Stellen startet er. 100 
Stellen werden in diesem 
Jahr neu geschaffen, der 
Rest ist bereits bei der 
Kommission und beim Rat 
vorhanden. Der Dienst ist 
der reichste in Europa. Er 
hat Zugriff auf 8 Mrd. Euro 
- soviel gibt die EU pro 
Jahr für Entwicklungshilfe, 
Vorbeitrittshilfen und die 
sog. Nachbarschaftshilfe 
vor allem auf dem Balkan 
aus. Meine Sorge ist, dass 
der neue Dienst sich eine 
(viel zu) große Verwaltung 
zulegt und wir Doppel-
strukturen mit der Kom-
mission aufbauen, weil sie 
für die Nachbarschaftspo-
litik und Entwicklungshilfe 
weiter zuständig bleibt. 
Der neue Dienst soll ei-
gentlich nur die Außenpo-
litik der EU mit den Mit-
gliedstaaten "koordinie-
ren". Wie das geschehen 
soll und welche Kompe-
tenzen die Mitgliedstaaten 
an die EU abtreten, ist 
völlig offen. Da die EU-
Botschafter künftig Kom-
missionsgelder verwalten
sollen, bereitet uns dieser 

Dienst erhebliche Proble-
me, weil die Vermischung 
von Kompetenzen zwi-
schen zwe i  Institutionen 
unsere Kontrollarbeit er-
heblich erschwert. Fehler 
lassen sich künftig nicht 
mehr eindeutig zuordnen. 
Ich arbeite als Berichter-
statterin für die Finanzre-
geln jetzt an Kontrollstruk-
turen für den neuen 
Dienst. Zu einem Drittel 
soll er aus Diplomaten aus 
den Mitgliedstaaten be-
stehen. Sie kennen weder 
die EU-Haushaltsregeln
noch haben sie je mit so 
großen Summen gearbei-
tet. Damit läuft der Dienst
Gefahr, sein Ansehen 
rasch zu ruinieren. Denn 
täglich werden im Außen-
bereich  22 Mio. Euro 
ausgegeben. Lady Ashton 
versicherte mir im Ple-
num, dass sie auf schlan-
ke Strukturen wert lege 
und eine wirkliche Kontrol-
le der Gelder durch das 
Europäische Parlament 
wolle. Ich habe im Plenum 
gegen diese Form des 
Diensts gestimmt, 

Besuch aus der Heimat 
im Europaparlament

Die Deutsch-Orden-
Schule aus Lauchheim
war auch in diesem Jahr 
zu Besuch im Plenum. 
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